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am 30„ Juli 1958

Regierungssekretär
Schriftführer
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I m N a m e n d e s V o l

In_Sachen

Klägers und Revisionsklägers„

Prozcßbcvollmächtigtcr:

@ e g e n

die Ausführungsbehörde für Unfallversicherung
des Landes Schleswig—Holstein9 Kiel9 Klopstock—
straße 17;

Beklagte und Revisionsbeklagte9

hat der 20 Senat des Bundessozinlgerichts auf

die mündliche Verhandlung vom 30° Juli 19589 an
der mitgewirkt haben '

Senatspräsident B r a c k'm & n n
als Voneitzendcr9

Bundesrichter Dr° B a r c s e l und

Bundesrichter H u n g c r
als weitere Berufsrichter9

Bundessozialrichter B r u n k e und

Bundessozialrichter Dr° F e t z e r
als ehrenamtliche Beisitzer9

für Recht erkannt;

Das Urteil des Landessozialgerichts Schleswig

vom 280 Juni 1956 wird mit den ihm zugrunde lie—

genden ?eststcllungen aufgehobeno Die Sache wird

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

Landessozialgericht zurückverwiesenn

V o n R e c h t s w e g e n „
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G r ü n d e :
_--—_‚——vu ...—....

Der in Jugoslawien geborene Kläger kam im Jahre 1941 auf Veran—

lc-esung der deute chen Besatzung sme eht nach Bent schlend° Nach

Kriegsende leistete er als displeeed person (DOP„) für die

UHRRA Kurierdienste° Bei einer Kurierfehrt vom
UNRRA—Lager

Schleswig nech Flensburg erlitt er am 270 September 1945 einen
Hoterradunfall° Vegen der dabei eingetretenen Verletzungen be—

antragte er im März 1955 bei der Bundesausiührungsbehörde für
Unfallversieherung die Gewährung einer I'ni‘allrentc° Er machte

uoao geltend9 er befinde sich *.e en der Unfallfolg nen laufend

in ärztlicher Behandlung; in einen Zivilrechtsetrcit gegen den

Halter des am Unfall beteiligten Kraftfahrzeuge habe das Ober—

landcsgerieht Kiel im Juli 1950 auf Grund eines Gutachtens der

Universitätsklinik in Kiel bei ihm eine Minderung der Erwerbs-

fähigkeit von 50 V„H„ festgestellt; dieser Zustand bestehe un—

verändert fort Die Be?legte9 an die der Antrag im April 1955

zuständigkeitshalber abgegeben werden „ar, lehnte den Entschä—

digungsenspruch mit Bescheid vom 280 Dezember 1954 wegen ver-
späteter Geltendmachung (öä 1546, 1547 der Reichsversieherunge—

ordnung —RVO—) ab„

Unter Bezugnahme auf die in seinem Entechädigungsantrag gegebene

Begründung hat der Kläger bei den Sozialgericht (SG ) rechtzei—

tig Klage erhoben° Sie ist ohne Erfolg gebliebene Die Abweisung

der Klage hat das SG„ in seinem Urteil von 2° Dezember 1955 damit

begründet, daß der Kläger seinen An5prueh nicht innerhalb der

2-Jahresfrist des 5 1546 Abs° 1 EVO geltend gemacht habc„ Die

Voraussetzungen des 5 1547 Abs„ 1 Kr° 1 EVO für die nachträg-

liche Geltendmachung des Anspruchs wegen des Eintritts einer

neuen Folge oder einer erheblichen Ve‘sehlimmerung hat das SG°

nicht für gegeben erachtet9 da der Kläger selbst vorgetragen

habe? sein krankhafter Körperzuetand sei unverändert gebliebene

Gegen dies es Urteil hat der Kläger rechtzeitig Berufung einge-

legto Nach seiner Behaupotung ist er erst im Jahre 1955 durch
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einen Arbeit emtsarzt auf die Möglichkeit9 Unfallrente zu

erhalten;

hingewiesen

werden„ Er hat weiter ge tend ge—
macht? die Beklagte habe bis zur Ablehnung seines Antrag es

3/4 Jahre gebraucht; wenn ein deutscher Lendesminister

eine derartig lange Zeit für eine Entschei dung benötige„

könne von ihm als verse hlepg>tem heir. Mszlo5 en fusle' -nder nicht

1.
5

verlang t werden‚ daß er in f„st der g e10h0n Zeitspanne in

der Lage sei; s1eh die Kenn*aaissc der in deuts wien Gesetzen

geltenden E1istcn enzueig nen und seine Ansprüche rech„zei-

tig geltend zu machen„

Das Landessozielgerieht (LSG?) hat durch Urteil vom 28„
Juni 1956 die Berufung als unsulees'g verworfen und zur Be—

gründung seiner E „sc„e1eux" im\ We entlicha13usgeführtz

Da das enge«och„elc Urteil einen wegen Versäumnis der Aus—

sehlußfrist (@ 1546 EVO) ebelenxteu Antra g betreffe‚ sei
die Berufung nach @ 145 Nr, 1 dees „Ozialgerieh; ctz‘s

(SGG) ausgeschlossen; der Kläger habe auch weder im ersten

noch im zweiten Rechtszug substantiierte Tatsachen vorge—

tragen, nach denen die Berufung unter den Vorau;s setzung en
der 55 145 Nr„ 19 2° Halbsstz SGG, 1547 RVO susnahmswase

zulässig sein könnte; die Behauptung, als Ausländer die

deutschen Gesetze nicht gekannt zu haben„ könne nach der

Rechtsprechung des früheren Reichsversicherungsamts (RVAQ)

eine Verhinderung an der Geltenör:achung der Entsch£ £digungs—

ansprüehe durch außerhalb seines ß'illens liegende Verhält—

nisse (5 1547 Hr° 2RVO) nicht begründen? zumal da er in
der Lage gewesen sei, seinen zivilrechtlichen Anspruch bis

zum letzten Rechtszug zu verfcl cn; schließlich könne die

Zulässigkeit der Berufung auch nicht auf 5 150 Hr° 1 SGG
gestützt werden, da die von SG; erteilte unrichtigc Rechts—

mittelbclehrung9 die Berufung sei statthaft‚ nicht den Er—

fordernissen einer ausdruc rlie hen Zulassung im Sinne dieser

Vorschrift ents_reche„ Ins LSG„ hat die Revision nicht zu—
gelasseno

Dieses Urteil ist dem KLig ‚er am 25 August 1956 zugest llt

werden„ Am° 14° September 1956 M t er m Bewilli qung des
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Armenrechts nachgesucht° Diesem Gesuch hat das Bundessozialge—

richt (BSGO) durch Beschluß von 25° September 1957 entsprochen0

Durch den als ?rozeßbevollnäehtigten beigeordneten Rechtsan-

walt B47 hat der Kläger sodann am 160 Oktober 1957 Revision
eingelegt und diese zugleich begründet° Hit dem Hinweis darauf‚

daß er infolge seiner Armut nicht in der Lage gewesen sei:)

rechtzeitig einen beim BSG„ zugelassenen Prozeßbcvollmäehtigten

zu beauftragen:, hat er Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

gegen die Versäumung der Revisions— und Revisionsbegründungs—

frist beantragt„ Die Revision rügt als wesentlichen Verfahrens—

mangel9 daß das LSGO zur mindliehen Verhandlung einen Dolmet—

scher nicht hinzugezogen habe9 obwohl der Kläger nur über sehr

geringe deutsche Sprachkenntnisse verfüge und daher nicht in

der Lage gewesen sei, seine Belenge in ausreichend klarer

Weise vorzutragen oder vertragen zu lassen° Zu Unrecht hat das

LSG„.nach Ansicht der Revision die Berufung als unzulässig ver—
worfenn Der Kläger macht insoweit geltend: Das LSG„ habe eine

Sachentscheidung treffen müssen‚ da das SG° die Berufung in
der Reehtsnittelbelehrung ausdrücklich zugelassen habe; unab—

hängig davon sei die Berufung auch deshalb statthaft geweSen9

weil sich der G=sundheitszustand des Klägers dauerniverschleeh—

tert habe und daher der Ausnahmefall des @ 1547 Nr° 1 EVO in

Verbindung mit @ 145 Hro 1 SGG gegeben seio

Der Kläger beantragt dementsprechend9

das Urteil des LSG° Schleswig vom 289 Juni 1956

aufzuheben und den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das LSGo zurückzuverweiseno

Die Beklagte hat keinen Antrag gestellt°

In einer dienstlichen Äußerung vom 13„ September 1957? die in
der mündlichen Verhandlung vor dem BSC—oim Wortlaut vorlesen

werden ist9 hat der damalige V rsitzende des 2° Senats des

LSGC Schleswig auf Anfrage des 32G° erklärt, in der mündlichen

Verhandlung vom 28; Juni 1956 sei — soweit erinnerlieh — die

Frage der deutschen Sprachkenntnisse des Klägers nicht erörtert
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werden; dazu habe auch nach seiner Überzeugung kein An—

laß bestanden9 da er bereits während seiner Tätigkeit als
Vorsitzender der 40 Kerner des SG° Schleswig eine Verhand-

lung in einer Streitssehe des lupe_s gegen das Arbeitsamt
Flensburg geleitet und dabei den Eindruck gewonnen habe?

daß der Kläger sich ausreicl end habe ver stundlich machen

und der Verhandlung folgen können; dieser Eindruck habe

sich in der mündlichen Verhandlung vom 280 Juni 1956 be—

stätigto

In einem in der mündlichen Verhandlung gleichfalls verle—

senen Schreiben vom 25„ Februar 39569 das sich in den Ak—

ten 4 RJ 210/55 des BSGO befindet, hat das Ve*sicherungs—

amt der Stadt Flensburg zu der Frage‚ wie weit die deut—

schen Sprachkenntnisse des Klige*s reichen u;a„ mitge—
teilt: Eine einigermeß n fließende Unterhe 1ltung mit dem

Kläger müsse sich auf ein1feehste Dinge beschränken; bei

schwierigen Unterhaltungsstoff werde er in seiner Aus—

drucksweise unverständlich; er könne der Unterhaltung nur

folgen9 wenn alles in unst‘ndlicher Weise erklärt und er—

läutert werde; ;archmal glaube der Kläger den Inhalt eines

Gespréichs oder eines Schriftstückes verstanden zu haben,

während bei näherem Nachfragen festgestellt werden müsse‚

daß seine Auffassung falsch sei°

II

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und be—

gründet werden° Sie ist zwar nicht innerhalb der Renate—

frist des @ 164 Abs° 1 SGG eingebracht und innerhalb eines

weiteren Monats begründet werdeno Die Ve*säumung dieser

Frist hat aber für den Klärer keinen Rechtsna chteil zur Fol—

ge‚ weil er Ansm> uch auf W Me einsetzung in den vorigen _

Stand hat (% 67 Mb „ 1 und 2 SGG)„ Er war infolge seiner
durch behördlicl es Zeugnis innerhalb der Revisionsfrist

nachgewiesenen Arzut osne Verschulden 'ehindert die Revi—

sions— und Revi31onsbegrtndungsiriet einzuhalteno Lcr Hin—
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derungsgrund bestand bis zu dem Zeitpunkt„ in dem Rechtsanwalt

B als Prozeßbevollmächtigter im Armenreeht beigeordnet

Wurdec Binnen eines Monats nach Wegfall des Hindernisses hat

der Kläger durch seinen Erozeßbevollmächtigten die Gewährung
der Wiedereinsetzung beantragt und zugleich die versäumte
Rechtéhandlung nachgeholt„ Dem Kläger war daher die beantragte
Wiedereihsetzung in den vorigen Stand zu gewähren°

Die Revision ist nach 5 162 Abso 1 Nr° 2 SGG statthaft und da—
mit zulässig9 weil der Kläger mit Recht einen wesentlichen

Verfahrensmangel gerügt hato Each @ 61 SGG in Verbindung mit

% 185 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) ist ein Dolmetscher
hinsuzuzichcnÜ wenn unter Beteiligung von Personen verhandelt

wird; die der deutschen Sprache nicht mächtig sind; Es kann da—

hingestellt bleiben9 ob die tatriehterliehe Beurteilung der Fra—

ge der mangelnden Sprachkundigkeit eines ausländischen Prozeß—

beteiligten vom Revisionsgerieht nachgeprüft werden kann„ Denn

jedenfalls ist? wie der 4„ Senat des BSG° bereits in seinem

Urteil vom 70 März 1957 (SozRo GVG @ 185 Da 1 Hr° 1 : NJV„

1957 So 1087 Nr° 30) ausgeführt hatQ die Unterlassung dieser
Prüfung? von der unmittelbar die Frage abhängt9 ob den Be—

teiligten in gesetzlich vorgeschriebencm Maße das rechtliche

Gehör gewährt werden ist? ein wesentlicher Verfahrensmangel

im Sinne des 5 162 Abso 1 Nrc 2 SGGc Das LSG° hat weder vor

'noch in der mündlichen Verhandlung die Frage nach den deutschen

Sprachkenntnissen des Klägerserörtert und geprüfto Das ergibt

sich daraus? daß weder in der Verha1dlungsniedersehrift noch

im Urteil des „EGO darauf bezügliche 3emerkungen enthalten sindo

Insbesondere kommt dies &20h in der dienstlichen Äußerung des
damaligen Vorsit20nden des 1380 2‘m Ausdruck° Danach 'st die

Frage der deutschen Sprachkenntnisse des Klägers nicht erör—

tert werden9 von einer derartigen Erüfung hat das LSG° viel—

mehr abgeseheno Es reicht insoweit nicht aus, daß der Vorsit—

sende in einer früheren Verhandlung in einem anderen Rechts—

streit vor den SG„ den Eindruck gewonnen hatte? der Kläger kön-

ne sieh ausreichend verständlich machen und der Verhandlung
folgen° Benn die bei Beteiligung eines fremdsprachigen Auslän—

ders erforderliche Erüiung seiner Sprachkundigkeit muß in dem
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jeweiligen Rechtsstreit und durch das Gericht in seiner

gesamten Beset21ng erfolgen° Es sind im vorliegenden Fall

auch keine besonderen Urständc ersichtlich, die eine Frü-

fung in dieser Hinsicht ausnahmsweise als entbehrlich
hätten erscheinen lessen° Wie vielrehr die Auskunft des

Versicherungssmts der Stadt Flensburg vom 2°”° Februar 1956

zeigt„ bee und hierzu im Kalle des Klägers sogar eine be—

sondere Veranlassungc

Im Gegensatz zur Auffassung des LSGO war die Zulässigkeit

der Berufung‚ die bei einer zulässigen Revision von Amts

wegen geprüft werden nuß (vgl° BSGO2 S„ 225)„ zu bejehen°
Zwar ist die Berufung nicht, wie die Icvision meint9 vom,

SG_ nach 5 150 Nr° 1 SGG ausdrüc?lich zugelassen werden„

Der bloße Hinweis in der Eeehtsmittelbelehrung9 daß die«
Entscheidung mit der Berufung angefochten werden könne,

ist hierfür nicht ausreichend (vgl„ BSG° 2 83 121; 4 SO

261 £?6ä7)„ Eines ausdrücklichen Ausspruehes nach @ 150

Nr„ 1 SGG bedurfte es jedoch nicht‚ da sich die Zulässig—

keit der Berufung bereits aus % 143 in Verbindung mit % 145

Nr° 1 SGG'ergibt° Der Senat konnte es
dahingestellt sein

lassen? ob 5 145 Nr„ 1 SGG in der Fassung vor oder nach

dem Inkrafttreten des zweiten Gesetzes zur Änderung des

SGG vom 25„ Juni 1958 (BGBl° I S„ 409) anzuwenden ist° Im
letzteren Fall ist durch die Heufsssung der Vorschrift

eindeutig festgelegt, daß es, wie dies hier geschehen ist,

genügt? wenn die Ausnshnefülle des 5 1547 RVG erst in der
Berufungsinstsnz geltend gemacht werden° Der Wortlaut des

5 145 Nr° 1 SGG in der neuen Fassung läßt keinen Zweifela
daß es auf das Vorbringen in der Berufungsinstanz en—
kommto Aber auch nach der alten Fassung dieser Vorschrift

war die Berufung als zulässig anzusehen, wenn ein Antrag
wegen Versäurnis der Aussehlußirist abgelehnt "wurde"

— wie es hier der Fall gewesen ist - und die Ausnahmefälle

des 5 1547 RVO geltend gemacht "werden"‚ d„h„ auch denn9

wenn sie erstmalig in der Berufungsinstsnz vorgetragen

werden sind° Nach Auffassung des erkennenden Senats er—
gibt sich diese Auslegung & s der Wahl der in dieser ver—
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_ g _

schrift eng n'endeten vers chzi.edcnen Zeitformen sowie aus dem

vom Gesetzgeber erkennbe r verfol5ten Zweck9 über die schwieri—

5eren und 1t1 den Berechtigten be deutun5svollen Ausnehneinlle

des 5 1547 R".O nicht in einer einzigen Instanz endgültig zu
Chu \JCILOiÖ.GJ.14

Eer 10‚ Senat des BSG? hat zwar in seinem Urteil vom 26„ No—

vember 1957 (nee 6 s 151 4132/1337) aus501üh1t: Die Berufung
sei nach 5 148 Nr„ 1 SGG aoFog der dem 5 145 hr„ 1 aoF„ ent—

spricht‚ dann nicht & s5cs hl seen9 wenn das angefochtene Ur—

teil des SG° einen wegen Ei"iß tversiunnis Mb ;elehntcn Antr%

betreffc9 jedoch im 0 r s t e n Reehtszu5 einer der Ausnahme-

fälle des 5 57 des BundeSVCTSOT3UNSSQOSOtZOS'(BVG) "ohne Er—
folg" geltend gemacht n*ereen sei (V5fl

„ auch Urteil des 105 Se—

nats vom 12 Eezember 1957 in S z■o GGG@ 148 Bl() De 6 Era 16)°
3er erkennende Senat war jedoch hierdurch nicht genetistg ge-
mäß @ 42 SGG den Großen Senat anzurufen° Dies wäre nur dann er—

forderlich„ wenn die Recht sansicht9 von der abgewichcn werden

soll‚ die wesentliche Grundlage des früheren Urteils bildete9

wenn al°o dieses auf der Entscheidung gerade der streitigen

Rechtsfrage beruht e (RGZ 134 Si 17 1557 mit Hinweis auf wei—
tere EGO—Entscheidungen zu @ 136 GVG‚ dem die Vorschrift des

% 42 SGG nachgebildct ist; V510 Brackmann‚ Handbuch der

Soncrs°9 Stan : 1„6„1958‚ S„ 190 w l)° Das ist jedoch hier

nicht der Hallo In dem Urteil des 100 &‘enrts vom 26° November

1957 (BSG° 6 S„ 131) war zu entscheiden, ob die Auffassung des

Eeruf1n5s5 er10hts, die Berufung sei nach @ 148 Nr„ 1 SGG nur

dann zulässig9 wenn einer der Aus n}„czfäll.e des @ 57 BVG (ent—

sprechend: 5 1547 RVG) vor dem SG° “mit Erfolg" geltend ge;

macht 3019 zutriffto Diese Frage hat der 10° Senat vorneinto Da

die vom Klä5er im damaligen Rechtsstreit behaupteten Tstis aehen

entgegen der Heinung des Berufungsgerichts die Anwendung des

5 67 Abs° 1 Nr„ 3 BVG recht.fertigtcn9 hätte das Boruiungsge—
richt eine Sachentse dacidun5 treffen müssen; dementsprechend

ist die Suche an die Vorinste zurüchv01wics en wordcno Da

der Kliger sich auf den Ausnehmefall des 5 57 Abso 1 Nro 3

BVG bereits vor dem SG° berufen hatte, kam es auf die Frage‚

ob die Geltendmachung in der Berufungsinstenz für die Anwendung
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“des @ 148 Hr„ 1 au9reieht‚ nicht an (ebenso in der Entschei—

dung vom 120 Dezember 1957 e„e„Oc)„ Wäre die nur beiläufig

erfolgte Bemerkung über die Notwendigkeit der Geltendmachung

im ers ten Reehtszug weggeblieben‚ häitte die Entscheidung des

100 Senats ebenso ergehen müssen° Sie beruht daher nicht auf

dem Rechtsstandpunkt der vom erkennenden Senat abgelehnt

xvirdo Auch wäre von der „centequfra■cung des erkennenden Se-

nats aus die vom 103 Senat entsehiedenen Sachen in gleicher

7eise zu entscheiden gewesen (vgl„ hierzu Braekmann aaagoo)o

Nach dem Wortlaut des S 145 Nra 1 SGG kommt es für die Statt—
haftigkeit der Berufung darauf an; daß die Ausnahmefälle des‚

5 1547 RVG geltend genaeht werdenc L11'orderlich 153t hierfür

eine sehlüssige Behauptung‚ um dem Gericht die Prüfung der

Statthaft1gke1t zu ermöglichen (Lreckmann uoacO„‚ S 250 @;
Peters—SauttereWolff, Kommentar zur Sozialgerichtr barkeit

Ann° 2 e zu % 145; Hofmann,—Sehroeter9 Sezialgerichtsgesetz„

Nachtrag zur 211.qu9 So 13 Anno 2 zu 5 145)„ Maeh der dem
Wortlaut des 5 145 Hr‚ 1 SGG ebeniall sgereeht werdenden Aus—

legung9 daß die bloße 3ehauptung a‘‚1sreicne {so LEGO Beden—

1ürttemberg in Kriegsopferver sorgung 1955 Nr 6 Rechtsprechung

Nr° 184; Hastler„ Aufbau und Verfanren der Sozialgerichts ar—
:eit„ Stand Fehro 19589 Anm„ 1 a zu 5 145‚ So 207; Krebs in

SGb 1956 S„ 75)? würde dem Gericht die Grundlage für diese
Prüfung fehleng'Die Vorschrift des 5 145 Nr, 1 SGGdahin aus-
zulegen9 der Ausnahmefall müsse tatsächlich vorliegengkommt

nach dem Zweck der Vorschrift die Beru1ung wegen der Schwie—

rigkeit der mit der äuslegung des 5 1517 RVO zusammenhüng en—
den l‘r% en und wegen der Bedeutung<" dieser Fälle 1ür den Be—

rechtigten z*uniessen nicht in Bet1aeht (vgl() auch BS 0
6 So

151 [1'327)„

Entg egen der Aulfassung des LSG„ hat der Kläger sehlüssig'

behauptet‚ daß er durch außerhalb seines Willens liegende

Verhe ltnisse gehindert werden ist‚ seinen An3prueh auf Unfall—

ent„ehcoig‚unb nach den Vers chriiten der EVO geltend zu machen

(@ 1547 Era 2 EVO)„ Die Ansicht„ daß Unkenntnis der Rechts—

versehriften und der daraus he ulc11elecn Ansprüche den

„10-
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außerhalb d s Willens liegenden Verhältnissen nicht gleichzu—

erachtensei7 beruht auf der unwiderlegliehen Vermutung9 daß

ordnungsgemäß veröffentlichte Reehtsvorschriften jedem Staats-

bürger bekannt sind (vglgi■uh„ Band 24 So 12)„ Aus dieser vom
Senat für zutreffend erachteten Auffassung ist aber weiter zu
folgern‚ daß die Unkenntnis des Gesetzes dann als ein Umstand

zu werten is , der außerhalb des Willens des Berechtigten liegt9

wenn die Ve nutung im Einzelfall nicht eingreift° Dies trifft

im Falle des Klägers zu9 der nicht deutscher Staatsbürger isto

als DOPJ jedenfalls in den ersten Jahren nach Kriegsende keine

Berührung .it dem deutschen Rechtsleben gehabt haben dürfte

und zudem wegen nangelnden'deutschen Spreehveretändnisses ats
eigener Fähigkeit keine Kenntnis der deutschen Gesetze haben

konnteo Auch darf nicht übersehen werden9 daß die Frage des

Unfallversieherungsschutzes für Ausländer, die in den dest—

dettschen Besatzungszonen bei nichtdeutsehen Stellen beschäf—

tigt waren‚ noch heute erhebliche Schwierigkeiten mit sich

bringen kann (zu vgl() Plöger‚ Ieutsche SV—ibkormen mit aus-

ländischen Staaten9 IQ Allea Teil So 22 ffo)o Es erseheinti

demnach sehr zweifelhaft‚ ob ein innerhalb der Ausschlußfrist

des 5 1546 R'O gestellter Entschädigungsantrag des Klägers

zu irgendeinem Erfolg geführt hätte„ In diesem besonders

liegenden Fall sind also Hinderu gsgründe nach @ 1547 Abs„ 1

Nr„ 2 EVO anzuerkenncn° Sie sind auch vom Kläger im Verfahren

vor dem LSG? gelten gemacht worden° las LSG° hätte also eine

Sächsntseheidung treffen müssen? statt die Berufung als unzu—

lässig zu verwerteno

Die infolge des zutreffend gerügten Verstoßes gegen 55 61

Abs„ 1 SGG„ 185 GVG statthefte Revision ist auch begründet9

da das angefochtene Urteil auf dieser Gesetzesverletzung so-

wie auf der reehtsirrigen Anwendung‘des % 145 Nro 1 SGG

beruht (@ 162 Abs° 2 SGG)„ Hätte das LSG„ die Frage der

Sprachkenntnisse und des Spreehverständnisses des Klägers ge—

prüft und einen Dolmetscher zur Verhandlung hinzugezogeng

wäre es dem Kläger möglich gewesen„ weitere Tatsachen vorzu—

tragen3 die möglicherweise eine für ihn günstigere Entschei—

dung hätten herbeiführen körneng Ins angefochtene Urteil hätte

..1']-
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auch anders ausfallen können; wenn das LSG, die gebotene

sachlich—rechtliche Hachprüfung vorgenommen hätte? Da

eine Entscheidung des BSG„ in der Sache untunl*ch ist„

war das angefochtene Urzeil eufzuheben und die Sache

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung „n des LSGK

zurückzuverweisen (@ 170 Abs„ 2 S„ 2 SGG)„

Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

vorbehalten‚

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

